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(Nr. 12126.) Geſetz über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preußiſchen 
Landtags. Vom 23. April 1921. 


. Preußiſche Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit ver⸗ 
kündet wird: f 


81. 
(1) Die Mitglieder des Preußiſchen Landtags erhalten: f 
1. für die Dauer ihrer Zugehörigkeit zum Landtage und die folgenden 
acht Tage das Recht zur freien Fahrt auf den auf das Reich über⸗ 
gegangenen Strecken der ehemals preußiſch⸗heſſiſchen Staatseiſenbahn⸗ 
gemeinſchaft ſowie auf allen in dieſem Gebiete belegenen Privatbahnen 
und Kleinbahnen mit Ausnahme der Straßenbahnen 
2. von dem Tage vor dem erſten Zuſammentritte des Landtags an bis 
zum Ende des Monats, in dem der Landtag aufgelöſt wird oder in 
dem ſeine Wahldauer abläuft, eine Aufwandsentſchädigung von monatlich 
eintauſendfünf hundert Mark, die an jedem Monatserſten im voraus zu 
zahlen iſt. Mehr als 1500 Mark monatlich darf an Aufwandsent⸗ 
ſchädigung für denſelben Kalendermonat auch denjenigen Mitgliedern 
nicht gezahlt werden, die zwei aufeinanderfolgenden Landtagen angehören. 
(2) Mitglieder, die nach dem erſten Zuſammentritte des Landtags eintreten, 


erhalten die Aufwandsentſchädigung von dem Tage vor ihrem Eintritte an. Mit⸗ 


glieder, die vorzeitig ausſcheiden, erhalten ſie bis zum Ende des Monats in dem 
ſie ausgeſchieden ſind. Mitgliedern, die im Verkehre zwiſchen Teilen Preußens 
Eiſenbahnen benutzen, für die ſie keine Freifahrtberechtigung beſitzen, werden die 
hierdurch entſtandenen Koſten erſetzt. Das gleiche gilt, wo eine Seeverbindung 


benutzt werden muß. . e 
Für Ausſchußſitzungen an Tagen, an denen keine Vollſitzung des Hauſes 


ſtattfindet, erhalten die Ausſchußmitglieder außer der Aufwandsentſchädigung ein 
Geſehſammlung 1921. (r. 1212612129) f = 
Ausgegeben zu Berlin den 28. April 1921. 
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Tagegeld von fünfzig Mark für jeden Tag ihrer Anweſenheit, die durch das 
Sitzungsprotokoll des Ausſchuſſes nachgewieſen iſt. 


983. 

() Für jeden Tag, an dem ein Mitglied des Landtags der Vollſitzung 
ferngeblieben iſt, wird von der Entſchädigung ein Betrag von fünfzig Mark 
abgezogen. : 

= 10 Dieſer Abzug findet nicht ſtatt, wenn der Abgeordnete am gleichen Tage 
der Sitzung eines Ausſchuſſes als Mitglied angewohnt hat oder wenn das Fern⸗ 
bleiben durch Krankheit oder durch Geſchäfte im Intereſſe des Landtags ver⸗ 
anlaßt iſt. 
94. 

a) Ein Mitglied des Landtags, welches gleichzeitig Mitglied des Reichs⸗ 
tags iſt, bezieht eine Aufwandsentſchädigung nur, wenn der Landtag verſammelt 
iſt und der Reichstag länger als eine Woche zu einer Vollſitzung nicht zuſammen⸗ 
tritt, und abgeſehen hiervon weiter nur für die Tage, für die ihm auf Grund 
des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder des Reichstags vom 10. Juli 
1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1437) ein Abzug von der Entſchädigung, die es als 
Reichstagsmitglied erhält, gemacht wird. 

e) Der Landtag gilt im Sinne dieſer Beſtimmung nicht als verſammelt, 
wenn er länger als eine Woche zu keiner Vollſitzung zuſammentritt. 


95. 
Ein Mitglied des Landtags darf während der Dauer ſeiner Berechtigung 
zur freien Fahrt auf den Eiſenbahnen keine Eiſenbahnfahrkoſten annehmen. 


§ 6. 
Der Präſident des Landtags erhält für die Dauer ſeines Amtes außerdem 
eine Aufwandsentſchädigung nach dem Satze von monatlich zweitauſendfünf⸗ 
hundert Mark. 


F 75 
Ein Verzicht auf die Aufwandsentſchädigung iſt unzuläſſig. Der Anſpruch 
auf freie Eiſenbahnfahrt und auf Aufwandsentſchädigung iſt nicht übertragbar. 


$ 8. 
Iſt im Falle des Todes eines Mitglieds des Landtags ein Ehegatte 
hinterblieben, ſo kann die Zahlung an dieſen erfolgen, ohne daß ſein Erbrecht 
nachgewieſen zu werden braucht. i N 


=. 
Mitgliedern des Landtags, die als Mitglieder der verfaſſunggebenden Landes⸗ 
verſammlung für den ganzen Monat März 1921 die dieſen auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes vom 21. März 1919 (Geſetzſamml. S. 55) zuſtehende Aufwandsentſchädigung 
erhalten haben, wird der rechnungsmäßig auf die Zeit nach dem 8. März 1921 


E96: 


entfallende Teil dieſer Aufwandsentſchädigung auf die ihnen nach § 1 Abſ. 1 
Nr. 2 für denſelben Monat zuſtehende Entſchädigung angerechnet. 


910. 
() Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft und hat 
rückwirkende Geltung vom 20. Februar 1921 an. 
(2) Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetze erläßt der Präſident 
des Landtags. 
Berlin, den 23. April 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Becker. 
Dominicus. Warmbold. Sämiſch. 


(Nr. 12127.) Erlaß der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und für Volkswohlfahrt, betreffend 
Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei der Anlage von 
Handelswerften und Nebenanlagen durch die Stadt Köln. Vom 31. März 1921. 


A Grund des § 1 der Allerhöchſten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der 
Faſſung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), 25. Sep⸗ 
tember 1915 (Geſetzſamml. S. 141) und 15. Auguſt 1918 GGeſetzſamml. S. 144) 
ſowie des Geſetzes vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 437) wird be⸗ 
ſtimmt, daß dieſes Verfahren bei dem von der Stadt Köln auszuführenden, durch 
Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom heutigen Tage mit dem Ent⸗ 
eignungsrecht ausgeſtatteten Unternehmen zur Anlage von Handelswerften und 
Nebenanlagen Anwendung findet. 


Berlin, den 31. März 1921. 


Der Miniſter Der Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten. für Volkswohlfahrt. 


Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 12128). Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, der öffentlichen Arbeiten und 
des Innern, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens 
zugunſten der Gewerkſchaft Michel in Groß Kahna im Kreiſe Weißenfels. 
Vom 8. April 1921. 


Alf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 


u 


Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57) und vom 15. Auguſt 1918 
Geſetzſamml. S. 144) ſowie des Geſetzes vom 21. September 1920 Geſetzſamml. 
S. 437) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den 
Vorſchriften dieſer Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts An⸗ 
wendung zu finden hat, das der Gewerkſchaft Michel in Groß Kayna, Kreis 
Weißenfels, zum Zwecke der Erweiterung der Abraumhalde ihres Braunkohlen⸗ 
bergwerkes Michel bei Groß Kayna durch Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums 
vom heutigen Tage verliehen iſt. 

Berlin, den 8. April 1921. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter 
für Handel und der öffentlichen des Innern. 
Gewerbe. Arbeiten. Im Auftrage 
Im Auftrage Im Auftrage Stölzel. 
Voelkel. Krohne. 


(Nr. 12129.) Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe und des Innern, betreffend An⸗ 
wendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens zugunſten der der Montan- 
wachsgeſellſchaft Heimann & Co. in Halle a. S. gehörigen Zembſchener 
Braunkohlenablagerungen 1 5 Kohlenwerk) bei Sembfchen im Kreiſe 
Weißenfels. Vom 19. April 1921. 


uf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 27. März 1915 Geſetzſamml. S. 57) und vom 15. Auguſt 
1918 Geſetzſamml. S. 144) ſowie des Geſetzes vom 21. September 1920 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 437) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach 
den Vorſchriften dieſer Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts 
Anwendung zu finden hat, das der Montanwachsgeſellſchaft Heimann & Co. in 
Halle (Saale) zum Zwecke der Aufſchließung ihrer Zembſchener Braunkohlen⸗ 
ablagerungen (Zembſchener Kohlenwerk) bei Zembſchen im Kreiſe Weißenfels durch 
Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom heutigen Tage verliehen iſt. 

Berlin, den 19. April 1921. ö 


Der Miniſter 


für Handel und Gewerbe. Der Minister des Innern. 
Im Auftrage Im Auftrage 
Voelkel. Stölzel. 
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